
H rn Langsamere Fahrt 
Warum das Marzilibähnli 10 Sekunden 
länger unterwegs ist. 20 

Warum Physiker nicht Physildehr rw~ rden 
Eigentlich möchte der Kanton die naturwissenschaftlichen Fächer an den Gymnasien fördern. Die nicht abgestimmten Studiengänge von 
Universität und Pädagogischer Hochschule erfordern von den potenziellen Lehrern aber viel Geduld- und Nerven. 

Niklas Zimmermann 

Nach ihrem Abschluss wollte die Studen­
tin A. S. Physik und Philosophie am 
Gymnasium unterrichten. In Zeiten, in 
denen der Kanton Bern mit einer «Mint­
Offensive» die naturwissenschaftlichen 
Fächer «stärken» und diejungen Frauen 
fördern will, müsste er A. S. eigentlich 
den roten Teppich ausrollen. Wegen ad­
ministrativer Hürden, die den Übertritt 
von der Universität an die Pädagogische 
Hochschule erschweren, erobert A. S. 
heute jedoch nicht die Klassenzimmer­
sondern arbeitet in der Forschung. 

Wie kam es dazu? Zum einen kann 
man die naturwissenschaftlichen Master 
der Uni Bern nur als Monofach - das 
heisst ohne Nebenfach- studieren. Zum 
anderen verlangt die PH Bern, dass auch 

«Den Gymerstoff 
draufzuhaben, 
reicht nicht.» 
Mare Eyer, Pädagogische Hochschule Bern 

das Zweitfach als Master-Nebenfach ab­
geschlossen sein muss. Von Lehrausbil­
dungen nur in einem Fach rät die PH ab. 

Genugvom «grossen Gestürm» 
Neben dem Monofach Physik war es für 
A. S. allerdings nicht möglich, zusätzlich 
Philosophie zu studieren. Zwar haben 
die Uni Bern und die PH eine Vereinba­
rung für solche Fälle getroffen - als A. S. 
bei der PH nachfragte, hätte aber nie­
mand davon gewusst. Nach wider­
sprüchlichen Auskünften erhielt sie eine 
«Ausnahmebewilligung>>. Doch A. S. 
hatte genug vom «grossen Gestürm>> -
und kapitulierte bereits vor zwei]ahren. 
Sie sagt, sie wollte sich das ewige Hin 
und Her nicht mehr weiter antun. 

Wie das Beispiel von M. L. zeigt, hat 
sich die Situation in der Zwischenzeit 

Nicht nur Schüler, sondern auch angehende Lehrer müssen in Mathematik mehr arbeiten als in anderen Fächern. Foto: Keystone 

nicht gebessert: Sie hat kürzlich den 
Master in Biologie abgeschlossen - und 
möchte auch Mathematik unterrichten. 
Weil das Fach Biologie an der Uni Bern 
selbst im Bachelor kein Nebenfach vor­
sieht, hatte die Studentin bisher keine 
Möglichkeit, die Mathematik-Kurse zu 
belegen. Wer wie M. L. das Studium vor 
2016 begonnen hat, muss blass 60 ECTS­
Punkte im Nebenfach vorweisen und 

nicht 90, wie es die künftig verschärfte 
Regelung vorsieht. 

Für M. L. ein schwacher Trost: Von 
den 60 ECTS-Punkten müssen 30 aus 
dem Master stammen - und wer Mathe­
matik im Master studieren will, muss wie­
derum 60 Punkte aus dem Bachelor vor­
weisen. Auch dafür gibt es eine Sonder­
regelung: Ausnahmsweise sind für den 
PR-Lehrgang 60 Punkte nur aus dem Ba-

chelor erlaubt. M. L. sagt aber auch: <<Je­
der bei der PH erzählt etwas anderes.>> 
Während Kollegen nach 30 im Bachelor­
Nebenfach absolvierten Punkten an die 
PH wechseln konnten, wurde ihr gesagt, 
sie müsse zuerst deren 60 absolvieren. 

Zwei Masterabschlüsse nötig? 
Brauchen angehende Gymnasiallehrer 
zwei Masterabschlüsse? Dazu gibt es ver-

schiedene Ansichten: <<Bereits das, was 
im Bachelor Thema ist, geht weit über 
Gymerniveau hinaus>>, sagt A. S., die 
ehemalige Physikstudentin. Mastervor­
lesungen zum Beispiel in Mathematik 
könne man ohnehin nicht auf eine 
Gymerlektion herunterbrechen. 

Mare Eyer widerspricht: <<Den Gymer­
stoff draufzuhaben, reicht nicht>>, sagt 
der frischgebackene Institutsleiter für 
die Gymnasiallehrerausbildung an der 
PH Bern. Es brauche eine gute Fachaus­
bildung, sagter-idealerweise auch For­
schungserfahrung. Die Bachelorlehr­
gänge würden den Qualitätsanforderun­
gen nicht genügen, so Eyer weiter. 

PH räumtProblerne ein 
Einig sind sich die beiden Antipoden in 
einem Punkt: <<Hauptproblem ist die 
mangelnde Zusammenarbeit zwischen 
Universität und PH>>, sagt die ehemalige 
Studentin A. S. Und PH-Studiengangslei­
ter Eyer räumt ein, dass es «Schnittstel­
lenprobleme>> zwischen den beiden In­
stitutionen gebe. <<Diese Problematik 
kommt zu einem denkbar ungünstigen 
Zeitpunkt>>, sagt Eyer weiter. Auch die 
PH habe grosses Interesse, dass künftig 
mehr junge Männer und Frauen in den 
Mint-Fächern unterrichtet würden. 

Und schon gehen die Meinungen wie­
der auseinander: Laut der ehemaligen 
Physikstudentin sollte sich die PH an die 
Studiengänge der Universität anpassen. 
PR-Vertreter Eyer gibt hingegen zu be­
denken, dass die Bedingungen von der 
Konferenz der Erziehungsdirektoren 
(EDK) bestimmt worden seien. <<Wir ha­
ben wenig Möglichkeiten, Einfluss zu 
nehmen>>, sagt Eyer - ansonsten drohe 
im schlimmsten Fall der Entzug der hart 
erkämpften Studiengangsaldaeditie­
rung. Grundsätzlich bemühe sich die PH 
aber, so Eyer, den Studierenden keine 
Hindernisse in den Weg zu legen. 

Vonseiten der Uni Bern heisst es auf 
Anfrage, man sei sich der Problematik 
bewusst. Wegen der unterschiedlichen 
Aufträge der beiden Institutionen sei es 
aber nicht einfach, die Studiengänge ab­
zustimmen. Zudem könne man das Ne­
benfach auch ausserhalb des regulären 
Studienplans studieren. 

Frontalangriff aufl<iener N eilen- neue Dimension im Schweizer Wahll{ampf 

Bürgerliche aus dem Ober­
land lassen sich eine Negativ­
Kampagne gegen die Berner 
SP-Nationalrätin Margret 
KienerNellen mehrere 
10 000 Franken kosten. 

Michael Scheurer 

Rote Köpfe wegen eines roten Auflde­
bers: Im Berner Wahlkampf wird grobes 
Geschütz gegen SP-Nationalrätin Mar­
gret KienerNellen aufgefahren. Die <<In­
teressengemeinschaft Arbeitsplätze im 
Berggebiet>> (IG AlB) platzierte gestern 
in der «Berner Zeitung» und im <<Bund>> 
einen Aufldeber auf den Frontseiten, 
der gegen die Politikerirr Stimmung ma­
chen soll. Der IG AlB gehören unter an­
derem acht Gemeinden aus dem Berner 
Oberland an. Darunter Grindelwald, 
Saanen, Zweisiromen und Lenk. Für die 
Aktion hat die Interessengemeinschaft 
42 000 Franken aufgeworfen. <<Eine 
enorm hohe Summe>>, findet der Polit­
berater Mark Balsiger. <<Damit wird eine 
neue Stufe im Schweizer Wahlkampf er­
reicht.» 

Auf den ersten Blick sieht der Auflde­
ber wie eine Wahlwerbung der SP aus. 
Erst beim gerraueren Hinsehen wird 
klar: Hier sind die politischen Gegner 
am Werk, die auf SP-Nationalrätin Mar­
gret Kiener Nellen persönlich zielen. 
<<Für wenige statt für alle», so die Auf-

resEinkommen 0.->>. Damit spielt die IG 
AlB auf die Steuersituation von Kiener 
Nellens Ehemann an, die im November 
2014 für Schlagzeilen sorgte und die SP­
Nationalrätin medial und parteiintern 
unter Druck brachte. 

<<Kien erNellenhat in der Vergangen­
heit den Berggebieten geschadet>>, sagt 
Reto Müller, Präsident der IG AlB. Die 
Zweitwohnungsinitiative habe das Ober­
land Arbeitsplätze gekostet, so Müller. 
Sie sei bei der Abschaffung der Pauschal­
besteuerung als grosser Moralapostel 
aufgetreten. Müller findet den persönli­
chen Angriff legitim: <<Sie ist sich ge­
wohnt, auszuteilen. Sie wird die Aktion 
verkraften.» So etwas gehöre zum Wahl­
kampf, sagt Müller. 

Zum Vorfall will sich Margret Kiener 
Nellen nicht äussern. <<Kein Kommen­
tar» heisst es aufNachfrage des <<Bund>>. 
Auch der Parteisekretär der bernischen 
SP, David Stampfli, sagt: <<Wir bedauern 
solche Aktionen und hoffen, dass es in 
den nächsten Wochen trotzdem einen 
fairen Wahlkampf geben kann.>> 

Noch nicht wie in den USA 
In Bezug auf die Kosten der Werbung, 
die sich auf 42 000 Franken beliefen, 
gebe es keine vergleichbaren Aktionen 
in der Schweiz, sagt Balsiger. Der Polit­
berater hat mehrere Bücher zum Wahl­
kampf in der Schweiz verfasst. <<Die 
Summe ist enorm hoch>>, so Balsiger. 
Aufgrund ihrer langjährigen politischen 
Tätigkeit habe sich Frau KienerNellen 

tivwerbung nicht überraschend. Baisi­
ger weiter: <<Offensichtlich haben einige 
Personen eine Rechnung mit Kiener Nel­
len offen, die am 18. Oktober beglichen 
werden soll.>> Ob mit dem roten Auflde­
ber möglicherweise Recht verletzt 
wurde, kann Balsiger nicht beurteilen. 
<<So wie man Frau Kiener Nellen aber 

Verlag verantwortet Inserate 

«Ungewohnt, aber 
rechtlich zulässig» 
Das Verlagshaus Tamedia, das unter an­
derem auch den <<Bund>> und die <<Berner 
Zeitung>> sowie deren Schwesterzeitun­
gen herausgibt, hat interne Richtlinien 
zu politischen Inseraten, die für sämtli­
che Titel gelten. So darf etwa ein Inserat 
keine augenfällig wesentlichen sachli­
chen Unrichtigkeiten enthalten, und es 
muss ein eindeutiger Hinweis auf seine 
Herkunft vorliegen. 

Das Inserat der IG Berggebiete, das 
gestern unter anderem auf der <<Bund>>­
Titelseite klebte und zahlreiche heftige 
Leserreaktionen auslöste, wurde vom 
Rechtsdienst der Tarnedia geprüft und 
abgesegnet, wie Unternehmenssprecher 
Christoph Zimmer sagt: <<Diese Form der 
politischen Werbung mag ungewohnt 
sein, rechtlich ist sie aber zulässig.» Ob 
so geführter Wahlkampf goutiert werde, 

kennt, wird sie alsjuristirr rechtliche An­
strengungen unternehmen.>> 

Laut Balsiger sei man in der Schweiz 
abertrotzdem Vorfall weit von amerika­
nischen Verhältnissen entfernt. Dort 
durchleuchteten ganze Teams die 
Schlüsselpersonen der politischen Kon­
kurrenz auf Schwachstellen. Dabei 

Kien er Nellens Steuerdossier 

Der Ursprung 
der Vorwürfe 
Der Sachverhalt, für den SP-Nationalrä­
tin Margret KienerN eilen, angeführt von 
der SVP-nahen <<Weltwoche>>, mit viel 
Kritik bedacht wurde, bezieht sich aufs 
Jahr 2011. UP.mals entschied sich ihr 
Gatte, 400 000 Franken in seine Pensi­
onskasse einzuzahlen, um so eine durch 
Auslandjahre entstandene Lücke zu fül­
len. Dadurch sank das steuerbare Ein­
kommen des Ehepaares im besagten 
Steuerjahr auf 0 Franken. Ein solcher 
Schritt ist legal. Die damit kurzfristig er­
reichte steuerliche Entlastung ist aber 
nicht von Dauer: Bezieht Margret Kiener 
Nellens Gatte dereinst seine Pensions­
kassenrente, muss er sie als Einkommen 
versteuern. Tiefere Steuern wegen Zah­
lungen an die eigene Pensionskasse und 
höhere Steuern bei Bezügen aus der Pen­
sionskasse sind Vorgänge, die alle Ar-

würde alles geröntgt: Berufliches, Priva­
tes und Politisches. <<Kleinere und grös­
sere Skandale werden dann während 
des Wahlkampfs zeitlich gerrau plat­
ziert>>, so Balsiger. Für solche Recher­
chen fehlt in der Schweiz aber definitiv 
das Geld. 

AufKosten der Steuerzahler? 
Weil neben einigen SVP-Sektionen auch 
Gemeinden der Interessengemeinschaft 
AlB angehören, stellt sich die Frage: 
Wurde die Aktion mit Steuergeldern mit­
finanziert? Müller verneint: <<Die Aktion 
wurde ausschliesslich durch Spenden 
von Privatpersonen finanziert.>> Namen 
nennt er keine. Auf eine Rücksprache 
mit den Mitgliedern hat Müller verzich­
tet. Ein Vorgehen, das dem Gemeinde­
präsidenten von Grindelwald, Emanuel 
Schläppi (FDP), sauer aufstösst. «Wir di­
stanzieren uns voll und ganz von der Ak­
tion.>> Grindelwald sei weder gefragt 
worden, noch hätten sie die Aktion un­
terstützt, so Schläppi. Es gelte zu re­
spektieren, dass Frau KienerNellen eine 
andere Meinung vertrete. Über einen 
Austritt aus der IG AlB werde man nach­
denken. 

Obwohl die Berner Polit-Agentur Fur­
rer Hugi & Partner und die IG AlB an der 
selben Adresse in Bern gemeldet sind, 
besteht bei der Aktion offenbar keine 
Zusammenarbeit. <<Wir haben inhaltlich 
nichts mit der IG AlB zu tum>, demen­
tiert Lorenz Furrer, Manager der Agen­
tur. Man distanziere sich von der Kam-


